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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Konrad Weiß (Berlin), Dr. Woifgang Ullmann 
und der Gruppe BÜNDNiS 90/DiE GRÜNEN 


zur Beschlußempfehlung des Innenausschusses zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Roswitha Wisniewski, Werner H. Skowron, Michaei Stübgen, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Woifgang 
Lüder, Gerhart Rudolf Baum, Dr. Burkhard Hirsch, Heinz-Dieter Hackei 
und der Fraktion der F.D.P. 

— Drucksachen 12/6748 (neu), 12/7989 — 


Abschließende Regelungen zur Wiedergutmachung von NS-Unrecht 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Nummer 5 der Beschlußempfehlung wird wie folgt gefaßt: 

„5. im übrigen den Antrag auf Drucksache 12/6748 (neu) mit 
folgenden Änderungen anzunehmen: 

3. Härtefonds für Zwangssterilisierte 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
§ 7 Abs. 3 Satz 3 der Richtlinien über Härteleistungen im 
Rahmen des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes (AKG) in 
folgendem Sinne anzuwenden: 

„Liegt eine Sterilisation auf der Grundlage des Gesetzes zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli 1933 
oder eine anderweitig begründete Zwangs Sterilisation in 
der Zeit von 1933 bis 1945 vor, wird bei dem Betroffenen ein 
dauernder Gesundheitsschaden mit einem Grad der Behin- 
derung von 25 unterstellt. '' 

4. Bekräftigung der Unrechtserklärung 

„Der Deutsche Bundestag bekräftigt seine am 22. Januar 
1988 gefaßte Entschließung, daß die in dem Gesetz zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli 1933 
vorgesehenen und auf der Grundlage dieses Gesetzes wäh- 
rend der Zeit von 1933 bis 1945 durchgeführten Zwangs- 
sterilisierungen von Anfang an nationalsozialistisches 
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Unrecht waren. Er stellt zur Klärung fest, daß diese Urteile 
und Maßnahmen gemäß Artikel 123 Abs. 1 mit dem Grund- 
gesetz unvereinbar und in diesem Sinne nichtig sind. Diese 
politische Feststellung berührt nicht die Kompetenz zur 
Nichtigkeitserklärung, die allein dem Bundesverfassungs- 
gericht Vorbehalten bliebe. Die an den Zwangssterüisierten 
verübten Maßnahmen waren ebenso wie das sogenannte 
„Euthanasie "-Programm ein Ausdruck der inhumanen 
nationalsozialistischen Auffassung vom „ lebensunwerten 
Leben". 

Den Opfern der Zwangssterilisierungen und „ Euthanasie 
Maßnahmen und ihren Angehörigen bezeugt der Deutsche 
Bundestag Achtung und Mitgefühl. Er erwartet von der 
Bundesregierung und den Entschädigungsbehörden, daß 
diesen Opfern in gleichem Umfang Entschädigungsleistun- 
gen zukommen wie den anderen Opfern, die aufgrund der 
§§ 1, 2 BEG als Verfolgte anerkannt sind." 

Bonn, den 28. Juni 1994 

Konrad Weiß (Berlin) 

Dr. Wolfgang Ullmann 

Werner Schulz (Berlin) und Gruppe 


Begründung 

(die Numerierung folgt der des Antrages auf der Drucksache 12/ 
6748 - neu) 

Zu Nummer 3 

Es ist ein im Entschädigungsrecht mehrfach vorfindlicher recht- 
licher Tatbestand, daß bei Vorliegen bestimmter Verfolgungs- 
handlungen (etwa Dauer des KZ-Aufenthaltes) bestimmte Schädi- 
gungstatbestände als gegeben unterstellt werden. Den Zwangs- 
sterilisierten kam diese Möglichkeit, die ohne gesetzliche Ände- 
rung, nämlich durch eine einfache Korrektur der Härterichtlinien 
der Bundesregierung herstellbar wäre, bislang nicht zugute. Seit 
vielen Jahren haben sich renommierte Fachärzte für eine solche 
Lösung eingesetzt, insbesondere, weil die medizinischen Mög- 
lichkeiten nach Jahrzehnten die Feststellung, ein bestimmter 
Gesundheitsschaden im Alter sei zweifelsfrei verfolgungsbedingt, 
nach 50 Jahren nicht mehr treffen, aber auch nicht ausschließen 
können. Die überlebenden Zwangssterilisierten werden nun mit 
langjährigen und oftmals für sie psychisch unerträglichen 
Gesundheitsschadensprüfungen belastet. Es ist darum aus medi- 
zinischen wie humanitären Gründen angezeigt, beim Vorliegen 
einer Zwangssterilisation unter dem Nationalsozialismus als 
Beweiserleichterung einen verfolgungsbedingten Gesundheits- 
schaden mit einem Grad der Behinderung (GdB) von 25 von 100 
als gegeben anzunehmen. Die Erweiterung der ärztlichen Kompe- 
tenz zur Gesundheitsschadensprüfung auf weitere Ärzte, wie dies 
der vorliegende Antrag vorsieht, kann keine hinreichende Ver- 
besserung der unzumutbaren Lage bewirken. 
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Zu Nummer 4 

a) In der 11. Wahlperiode des Deutschen Bundestages hat die 
Fraktion DIE GRÜNEN einen Antrag eingebracht, mit der die 
Nichtigkeit der Urteile und Maßnahmen aufgrund des Geset- 
zes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses (GVeN) erreicht 
werden sollte (Drucksache 11/141). 

Zu den Beratungen hat der Bundesminister der Justiz eine 
Stellungnahme an den Rechtsausschuß abgegeben, die diesem 
mit Datum vom 5. November 1987 zugeleitet wurde. Hierin 
führt das Bundesministerium der Justiz aus, daß aus formellen 
Gründen die Feststellung der Nichtigkeit eines Gesetzes zwar 
allein vom Bundesverfassungsgericht getroffen werden kann, 
andererseits nach Artikel 123 Abs. 1 GG Recht aus der Zeit vor 
dem Zusammentritt des Deutschen Bundestages nur fortgilt, 
„soweit es dem Grundgesetz nicht widerspricht"' . Im Zuge der 
gesetzlichen Bereinigung des Bundesrechts (BGBl. I 1958, 
S. 437 bzw. BGBl. I 1968, S. 1451) ist das Gesetz zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses (GVeN) vom 14. Juli 1933 als mit 
dem Grundgesetz nicht vereinbares Recht entfallen, nachdem 
es in Teilen schon vorher außer Kraft gesetzt worden war. In 
diesem - und nur in diesem - Sinne ist es dem Deutschen 
Bundestag kompetenzrechtlich möglich, die Nichtigkeit einer 
gesetzlichen Regelung als mit dem Grundgesetz nicht ver- 
einbares vorkonstitutionelles Recht festzustellen. 

In dieser Stellungnahme führt das Bundesministerium der 
Justiz darum auch aus, daß zwar allein dem Bundesverfas- 
sungsgericht die formelle Kompetenz zur Nichtigkeitserklä- 
rung eines Gesetzes obliege, das Parlament darum aber „nicht 
gehindert (sei), in anderer Form ein Wert- bzw. Unwerturteil 
über dieses Gesetz, seine Ausgestaltung und Handhabung 
abzugeben." In „Ausübung seiner - politischen - Artikula- 
tionsfunktion würde der Deutsche Bundestag, ähnlich wie bei 
dem Beschluß zu den Entscheidungen des Volksgerichtshofes, 
Distanz zu einer der menschenverachtenden Erscheinungsfor- 
men des Nationalsozialismus und die Nähe zu dessen Opfern 
nach außen sichtbar machen." Und: „Intern, d. h. im Verhältnis 
zu sich selbst, würde ein solcher - schlichter - Parlamentsbe- 
schluß in der Weise politisch binden, daß er ihn bei anderen 
Entscheidungen berücksichtigen bzw. eine Abweichung davon 
überzeugend begründen müßte. " Dies strebt die hier gewählte 
Formulierung an, die die kompetenzrechtliche Abgrenzung zu 
den Gerichten ausdrücklich wahrt. 

Auch wenn man der Rechtsauffassung des Bundesministeriums 
der Justiz in Teilen widersprechen mag, wie dies die Fraktion 
der GRÜNEN in der 11. Wahlperiode ausgeführt hat, ist wohl 
unstrittig, daß wegen des Wegfalls des GVeN aufgrund der 
Bereinigung von Bundesrecht (s. o.) das Bundesverfassungsge- 
richt heute diese Nichtigkeitserklärung nicht mehr ausspre- 
chen könnte, weil es diesen Akt nur für ein zur Zeit der 
Feststellung noch gültiges Gesetz vornehmen könnte. 
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b) Es ist an der Zeit, daß der Deutsche Bundestag zugleich mit der 
Unwerterklärung der Maßnahmen aufgrund des GVeN fest- 
stellt, daß auch die Maßnahmen im Rahmen des sog. „Euthana- 
sie "-Programms nationalsozialistisches Unrecht waren. In die- 
sem Sinne wird die Beschlußempfehlung des Innenausschusses 
des Deutschen Bundestages zum Antrag auf Drucksache 
12/6748 (neu) erweitert. 
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